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Die Bausparkasse Schwäbisch Hall (BSH) ist Teil der DZ BANK Institutsgruppe und hat daher in der Vergangenheit 

alle für die aufsichtsrechtliche Offenlegung relevanten Informationen im Rahmen der Säule-III-Berichterstattung des 

DZ BANK Konzerns veröffentlicht. Seit 31. Dezember 2014 erfolgt darüber hinaus die Offenlegung gemäß den zum  

1. Januar 2014 in Kraft getretenen aufsichtsrechtlichen Anforderungen des Basel III Regelwerkes (CRR (Capital Re-

quirements Regulation/Verordnung (EU) Nr. 575/2013), Artikel 431 bis Artikel 451 und CRD IV (Capital Require-

ments Directive IV/EU-Richtlinie 2013/36/EU)).  

 

Die Bausparkasse Schwäbisch Hall ist seit diesem Zeitpunkt als ein bedeutendes Tochterunternehmen der DZ BANK 

gemäß Artikel 13 CRR eingestuft. Aufgrund dieser Einstufung erfolgt die Offenlegung nach den dort benannten Arti-

keln 437, 438, 440, 442, 450, 451 und 453. In Übereinstimmung mit Artikel 432 CRR unterliegen die in diesem Be-

richt offengelegten Informationen dem Wesentlichkeitsgrundsatz. Informationen, die rechtlich geschützt oder vertrau-

lich sind, sollen nicht Gegenstand der Offenlegung sein. 

 

Die Bausparkasse Schwäbisch Hall  erstellt den Offenlegungsbericht auf Einzelinstitutsebene nach Handelsgesetzbuch 

(HGB). Bezüglich der qualitativen und quantitativen Angaben macht die Bausparkasse Schwäbisch Hall von der Mög-

lichkeit Gebrauch, auf andere Offenlegungsmedien zu verweisen, sofern die Informationen dort bereits im Rahmen 

anderer Publizitätspflichten offengelegt werden. Die Anforderungen an den Offenlegungsbericht werden durch den 

Wirtschaftsprüfer der Bausparkasse im Rahmen der Jahresabschlussprüfung hinsichtlich der förmlichen Verfahren und 

Regelungen der Offenlegung sowie der Einhaltung der Offenlegungspflichten geprüft. Eine Prüfung der Berichtsinhal-

te ist mit Ausnahme jener Abschnitte, die innerhalb des Chancen- und Risikoberichts des Lageberichts der Bausparkas-

se offengelegt werden, nicht erfolgt.  

 

Grundlage der aufsichtsrechtlichen Risikoberichterstattung sind intern festgelegte Richtlinien und Verfahren, welche 

Prinzipien und grundlegende Entscheidungen zur methodischen und organisatorischen Gestaltung der Risikopublizität 

dokumentieren. Zugleich wird hierdurch sichergestellt, dass die Angemessenheit und Häufigkeit der Offenlegung 

regelmäßig überprüft und beurteilt wird. Nach Artikel 433 CRR sind Institute aufgefordert, die nach Teil 8 der CRR 

erforderlichen Angaben mindestens einmal jährlich offenzulegen. Das BaFin-Rundschreiben 05/15 konkretisiert die 

Anforderungen an das Vorgehen einer für das Institut angemessenen Offenlegung. Institute haben anhand von Kriterien 

des BaFin-Rundschreiben 05/15 zu prüfen, ob eine häufigere Offenlegung als einmal jährlich notwendig ist. 

 

Der Bausparkasse Schwäbisch Hall wird eine häufigere Offenlegung der Eigenmittel, Kapitalquoten, risikogewichteten 

Aktiva sowie Eigenmittelanforderung vom BaFin-Rundschreiben 05/15 grundsätzlich nahe gelegt, da die Bilanzsum-

me nach HGB auf Einzelinstitutsebene den Schwellenwert von 30 Mrd. € überschreitet. Eine unterjährige Veröffentli-

chung ist für die Marktteilnehmer keine wesentliche Hilfe bei der Beurteilung der wirtschaftlichen Substanz oder des 

Risikogehalts der Bausparkasse Schwäbisch Hall und dem verfolgten Geschäftsmodells. Daher verzichtet die Bauspar-

kasse Schwäbisch Hall  nach Rücksprache mit den Wirtschaftsprüfern gemäß Abschnitt 29 des BaFin-Rundschreiben 

05/15 auf eine unterjährige Offenlegung. 

 

Der Offenlegungsbericht wird jährlich aktualisiert und zeitnah auf der Internetseite neben dem Jahresabschluss und 

dem Lagebericht der Bausparkasse Schwäbisch Hall als eigenständiger Bericht veröffentlicht. 

Die Zahlenangaben in diesem Risikobericht sind kaufmännisch gerundet. Daher können die in den Tabellen und 

Diagrammen dargestellten Summen geringfügig von den rechnerischen Summen der ausgewiesenen Einzelwerte 

abweichen.



 

Die Eigenmittel der Bausparkasse Schwäbisch Hall werden auf Basis des Jahresabschlusses nach HGB sowie unter 

Berücksichtigung der Vorgaben der CRR und der Solvabilitätsverordnung (SolvV) ermittelt. Die folgenden Abschnitte 

beziehen sich auf die Kapitaladäquanz des für bankaufsichtsrechtliche Meldezwecke relevanten Einzelinstituts Bau-

sparkasse Schwäbisch Hall gemäß Artikel 13 CRR bzw. gemäß Gesetz über das Kreditwesen (KWG). Sie dienen der 

Offenlegung der Eigenmittelelemente während der Übergangszeit gemäß Artikel 492 Abs. 3 CRR bzw. Artikel 437 

Abs. 1 d) und e) und der Abstimmung der Eigenmittelbestandteile mit den Bilanzposten gemäß Artikel 437 Abs. 1 a) 

CRR. 

Die regulatorischen Eigenmittel werden in die drei Kapitalklassen hartes Kernkapital, zusätzliches Kernkapital und 

Ergänzungskapital unterteilt. Gemäß den Übergangsregelungen der CRR werden Kapitalinstrumente, die nicht mehr 

anrechnungsfähig sind, schrittweise eliminiert, während die neuen regulatorischen Anpassungen sukzessive eingeführt 

werden. 

 

Die nachstehende Tabelle informiert gemäß Artikel 492 Abs. 3 CRR bzw. Artikel 437 Abs. 1 d) und e) über die Posten 

des harten Kernkapitals und des Ergänzungskapitals sowie über die Korrekturposten, Abzüge und Beschränkungen, 

welche sich an der Durchführungsverordnung Nr. 1423/2013 für die Offenlegungspflichten der Institute in Bezug auf 

Eigenmittel gemäß CRR orientiert. 

 

Die Spalte „(A) Betrag am Offenlegungsstichtag“ enthält dabei den Betrag, der die Grundlage für die Berechnung der 

Eigenmittel der Bausparkasse Schwäbisch Hall per 31. Dezember 2015 bildet. Die Spalte (C) weist die Restbeträge aus, 

die im Rahmen der Übergangsregelung von anderen Kapitalklassen oder gar nicht in Abzug gebracht werden, und 

Beträge, die bei Vollumsetzung nicht mehr zur Anrechnung kommen. 

 

 
 



 

 

 
 

 



 
 

 
 

 



 

 
 

 

 

 

 



 
 

 

 
 

 

 



 

 
 

 

 

 

 

 

 



 
 

 
 

 

 

Das harte Kernkapital (Zeile 29) der Bausparkasse Schwäbisch Hall besteht in erster Linie aus dem gezeichneten Kapi-

tal und der Kapitalrücklage (Zeile 1), den Gewinnrücklagen (Zeile 2) sowie dem Sonderposten für allgemeine Bankri-

siken nach § 340g HGB (Zeile 3a) und berücksichtigt die in den Zeilen 7 bis 27a aufgeführten aufsichtsrechtlichen 

Anpassungen. 

 

Die Bausparkasse Schwäbisch Hall verfügt über kein zusätzliches Kernkapital (Zeile 44) oder Ergänzungskapital (Zei-

le 58), daher entspricht das Eigenkapital insgesamt (Zeile 59) dem harten Kernkapital (Zeile 29). 

 

Zu den einzelnen Posten werden folgende zusätzliche Erläuterungen gegeben: 

 

 Die harten Kernkapitalinstrumente und das mit ihnen verbundene Agio in Höhe von 1.797 Mio. € entspre-

chen dem gezeichneten Kapital in Höhe von 310 Mio. € zuzüglich der Kapitalrücklage in Höhe von 

1.487 Mio. €. 

 

 Die einbehaltenen Gewinne in Höhe von 15,3 Mio. € entsprechen der gebildeten gesetzlichen Rücklage. 

 

 



 

 Die auszuweisenden Abzugsposten nach Artikel 437 Abs. 1 ii) CRR (226,5 Mio. €) setzen sich gemäß Artikel 

36 CRR für das harte Kernkapital aus den „immateriellen Vermögensgegenständen“ (90,0 Mio. €), dem 

„Wertberichtigungsfehlbetrag“ (77,3 Mio. €), „Überkreuzbeteiligungen am harten Kernkapital“ (3,6 Mio. €), 

„andere Abzüge des harten Kernkapitals“ (53,6 Mio. €) und „in Abzug zu bringende Posten“ (Beteiligungs-

buchwerte 2,0 Mio. €) zusammen.  

 

 Während der Übergangszeit der Eigenmittelberechnung werden gemäß Teil 10 der CRR die Abzugspositio-

nen entsprechend den Vorschriften nur anteilig vom Kernkapital abgezogen. Der verbleibende Anteil wird in 

dieser Zeit vom zusätzlichen Kernkapital bzw. dem Ergänzungskapital abgezogen.   

 

Somit ergeben sich für die Bausparkasse Schwäbisch Hall für den 31.12.2015 aufsichtsrechtliche Eigenmittel in Höhe 

von 2.761,4 Mio. €. Der Anstieg von 62,6 Mio. € gegenüber dem Vorjahr ergibt sich im Wesentlichen aus der Zufüh-

rung zum Fonds für allgemeine Bankrisiken. 

 



 

Gemäß Artikel 437 Abs. 1 b) und c) CRR haben Institute im Anwendungsbereich der CRR eine Beschreibung der 

Hauptmerkmale sowie die vollständigen Bedingungen der von ihnen begebenen Instrumente des harten Kernkapitals, 

des zusätzlichen Kernkapitals und des Ergänzungskapitals offenzulegen. Die Bausparkasse Schwäbisch Hall hat 6 Mio. 

Stückaktien emittiert, weitere Instrumente des harten Kernkapitals, des zusätzlichen Kernkapitals oder des Ergänzungs-

kapitals wurden nicht ausgegeben. In der nachstehenden Tabelle sind gemäß dem Anhang II der Durchführungsverord-

nung EU Nr. 1423/2013 die Hauptmerkmale der Kapitalinstrumente dargestellt. 

 

 

 

 



 

In folgender Tabelle ist die Abstimmung der für die Eigenmittelbestimmung notwendigen Bilanzpositionen zu den 

aufsichtsrechtlichen Eigenmitteln gemäß Anhang I der Durchführungsverordnung 1423/2013 dargestellt. Als 

Ausgangspunkt für die Bilanzpositionen dient der geprüfte Jahresabschluss. Die Basis von FINREP ist der 

konsolidierte IFRS Abschluss. Wie in der Einführung beschrieben, erfolgt die Offenlegung auf Basis der Bausparkasse 

Schwäbisch Hall nach HGB. Eine Überleitung von FINREP auf COREP ist deshalb nicht möglich. In der Konsequenz 

bedeutet dies, dass eine Überleitung der aufsichtsrechtlichen Eigenmittel auf Basis der Bilanz nach HGB erfolgt. 

 

 



 
Die Aufteilung der Abzugspositionen auf das harte Kernkapital, das zusätzliche Kapital und das Ergänzungskapital 

erfolgt aufgrund der Übergangsbestimmungen und ist bilanziell in einem Betrag ausgewiesen. Zudem weichen die 

Werte aus der Bilanz zu den regulatorischen Abzugspositionen ab, da erst nach Feststellung des Jahresüberschusses der 

statische Ansatz mit dem dynamischen Ansatz übereinstimmt.



 

Die Angaben zur Angemessenheit der Eigenmittelausstattung und zur Steuerung des ökonomischen Kapitals der Bau-

sparkasse Schwäbisch Hall werden im Lagebericht im Chancen- und Risikobericht offengelegt. 

In der nachfolgenden Tabelle werden die Eigenmittelanforderungen sowie die risikogewichteten Positionsbeträge 

bezogen auf die aufsichtsrechtlich relevanten Risikoarten (Kreditrisiko, Marktpreisrisiko und Operationelles Risiko) 

dargestellt.  
 

 

 

 



 
 

 



 

Die aufsichtsrechtlichen Eigenmittelanforderungen betragen zum 31. Dezember 2015 709,9 Mio. € (Vorjahr: 674,7 

Mio. €). Der Anstieg von ca. 35 Mio. € ist im Wesentlichen im Bereich der Kreditrisiken durch die erhöhte Vergabe 

von Krediten an Privatpersonen begründet. Dieser Anstieg wird teilweise durch geringeres Eigengeschäftsvolumen 

reduziert. Die Eigenmittelanforderungen aufgrund operationeller Risiken sind annähernd konstant geblieben. 

 

Der gesamte ökonomische Risikokapitalbedarf betrug zum 31.12.2015 2.190 Mio. €. Die Abweichung der aufsichts-

rechtlichen Eigenmittelanforderungen zum ökonomischen Risikokapitalbedarf begründen sich im Wesentlichen in der 

Unterlegung des Zinsrisiko, Spread- und Migrationsrisiko, dem Bauspartechnischen Risiko sowie weiterer Risikoarten 

mit Eigenkapital. Der ökonomische Risikokapitalbedarf für das Kreditrisiko ist geringer aufgrund der konservativen 

Annahmen bei den aufsichtsrechtlichen Ansätzen hinsichtlich der Risikomodellierung des Kreditportfolios. 

Die aufsichtsrechtlichen Kapitalkennziffern sind aus unten stehender Tabelle ersichtlich. Diese Quoten zeigen die 

Relation zwischen den risikogewichteten Positionswerten und den aufsichtsrechtlichen Kapitalbestandteilen der Bau-

sparkasse Schwäbisch Hall.  

 

Da die Bausparkasse Schwäbisch Hall nur über hartes Kernkapital verfügt, ist die harte Kernkapitalquote gleich der 

Kernkapitalquote und gleich der Gesamtkapitalquote. 

 

 

Die Kennziffer lag zum Stichtag 31. Dezember 2015 wie auch zum Vorjahresultimo jeweils deutlich über den auf-

sichtsrechtlich vorgeschriebenen Mindestwerten von 8,0 % (Gesamtkennziffer) nach Art. 92 Abs. 1 c) CRR bezie-

hungsweise 4,0 % (Kernkapitalquote) gemäß Artikel 465 Abs.1 a) CRR. 

 

 

 



 

Die Offenlegung des Kreditvolumens, der Kreditrisikovorsorge und der Verluste im Kreditgeschäft wird wie folgt 

dargestellt: 

 

Artikel 442 c) bis i) CRR behandelt die Darstellung des gesamten Kreditvolumens und der Kreditrisikovorsorge. Ver-

schiedene Kreditrisikoberichte tragen zur zeitnahen Information der Entscheidungsträger über Veränderungen in der 

Risikostruktur des Kreditportfolios bei und sind die Grundlage für ein aktives Management der Kreditrisiken. Für das 

Kreditrisiko-Management ist das Kredit-Committee (KreCo) federführend zuständig; das heißt, es steuert das Kredit-

risiko und bereitet entsprechende Handlungsempfehlungen vor. Dies beinhaltet insbesondere die Anpassung des nach-

folgend beschriebenen Scoring-Systems, wobei auf entsprechende Angaben im Risikobericht verwiesen wird. Die 

Identifikation der Kreditrisiken erfolgt durch Scoring-Verfahren. Diese liefern als Ergebnis die notwendigen Kredit-

risikoparameter für die Risikomessung. 

 

Die Schwäbisch Hall-Gruppe hat folgende von der Bankenaufsicht abgenommene Scoring-Systeme im Einsatz: 

 

 Antrags- und Verhaltens-Scoring zur Ermittlung der Ausfallwahrscheinlichkeit (Probability of Default, PD), 

 

 LGD-Scoring zur Ermittlung der Verlustquoten (Loss Given Default, LGD), 

 

 Bonitätseinstufung für die Eigenanlagen der Schwäbisch Hall-Gruppe basierend auf dem Ratingsystem der 

DZ BANK (Verlustquote für Eigenanlagen wird von der DZ BANK übernommen). 

Alle Scoring-Verfahren werden jährlich quantitativ und qualitativ validiert. 

Grundlage der strategischen Ausrichtung der Bausparkasse Schwäbisch Hall ist die Konzentration auf wohnwirtschaft-

liches Privatkundengeschäft. Aufgrund bausparkassenspezifischer Vorgaben dürfen im Kundenkreditgeschäft aus-

schließlich Kredite mit wohnwirtschaftlicher Verwendung gemäß Bausparkassengesetz vergeben werden. Dies wird 

überwiegend durch die Kreditvergabe an Privatpersonen mit Eigenverwendung erreicht und führt daher zu einem 

hohen Grad an Kreditrisikodiversifikation sowohl nach Größenklassen als auch nach Regionen. Finanzierungen mit 

gewerblichem Charakter hingegen spielen nahezu keine Rolle. Dies ist auch aus § 10 der Bausparkassenverordnung 

ersichtlich, wonach der Anteil an Darlehen, die der Finanzierung von Bauvorhaben mit gewerblichem Charakter die-

nen, maximal 3 % vom Gesamtdarlehensbestand ausmachen darf. Zur Sicherung der Kundeneinlagen bestehen über 

das Bausparkassengesetz im Bereich der Eigenanlagen restriktive Regelungen. Es werden grundsätzlich bei Neuanla-

gen nur Bonitäten erworben, die mindestens über ein Rating von 1b (entspricht A- gemäß den Rating-Einstufungen 

von Standard & Poor's) verfügen. Zudem kann die Bausparkasse Schwäbisch Hall auch Eigenanlagen in Pfandbriefen 

mit einem Emissionsrating von mindestens AA- tätigen, unabhängig vom Emittentenrating. Der Großteil der Wertpa-

piere ist in gedeckten Papieren oder in Papieren der Rating-Klasse AAA angelegt. Ein kleiner Teil der Eigenanlagen ist 

in ausländischen Bankanleihen, Staatsanleihen und Unternehmensanleihen sowie einem Spezialfonds angelegt. Auch 

bei diesen Anlagen wurde die definierte Mindestbonität von 1b beachtet, was sich beim Spezialfonds auf die Fonds-

ebene bezieht. 

 

Im Rahmen des ökonomischen Kreditportfolio-Managements wird zwischen erwarteten Verlusten aus Einzel-

geschäften und unerwarteten Verlusten aus dem Kreditportfolio unterschieden. Der erwartete Verlust wird über die  

PD und LGD ermittelt und durch die einkalkulierte Risikoprämie abgedeckt. Der unerwartete Verlust wird mithilfe 

eines Kreditportfolio-Modells auf Basis eines Credit-Value-at-Risk-Ansatzes (CVaR) quantifiziert. Der CVaR wird als 

eine Risikokennzahl für das Kundenkreditgeschäft sowie die Eigenanlagen unter Angabe eines bestimmten Konfidenz-

niveaus und einer bestimmten Haltedauer errechnet. In der Schwäbisch Hall-Gruppe wird der CVaR auf Basis des 

Konfidenzniveaus von 99,9  % (Liquidationssicht) beziehungsweise 99,0  % (Going-Concern-Sicht) und eines 

einjährigen Risikohorizonts berechnet. 



 

Die Bausparkasse verfügt über ein breit diversifiziertes und granulares Kundenkreditportfolio. Aufgrund der Portfo-

liostruktur und der Kreditrisikostrategie bestehen im Kundenkreditportfolio der Bausparkasse keine Klumpenrisiken, 

welche eine Begrenzung der Neukreditvergabe nach bestimmten Dimensionskriterien erfordern. Im Bereich der Eigen-

geschäfte werden für alle Kontrahenten und Emittenten bonitätsabhängige Limite vergeben. 

 

Das Kreditvolumen wird für die kreditrisikotragenden Instrumente gemäß CRR nach Forderungsklassen ermittelt. 

Die folgenden quantitativen Angaben für das gesamte Kreditportfolio bilden das maximale Kreditrisiko der Bauspar-

kasse Schwäbisch Hall ab. Es handelt sich hierbei um einen Bruttowert, da die risikotragenden Finanzinstrumente ohne 

Anrechnung von Kreditrisikominderungstechniken und vor dem Ansatz von Risikovorsorge bewertet werden. Das 

Bruttokreditvolumen basiert bei Krediten sowie bei Wertpapieren des Anlagebuchs auf den historischen Anschaffungs-

werten, bei offenen Zusagen auf Nominalwerten und bei Derivate-Geschäften auf Kreditäquivalenzbeträgen. Die An-

gaben zum Kreditvolumen im aufsichtsrechtlichen Risikobericht und im handelsrechtlichen Chancen- und Risikobe-

richt unterscheiden sich in methodischer Hinsicht. Die folgende Tabelle zeigt die Beträge der Risikopositionen zum 

Stichtag der Offenlegung sowie den Durchschnitt während des Berichtszeitraums ohne Berücksichtigung der Wirkung 

der Kreditrisikominderung differenziert nach Forderungsklassen. 

 

 

 



 

In der nachstehenden Tabelle „Bruttokreditvolumen nach Ländergruppen“ wird die nach Länderrisikogruppen geglie-

derte geografische Verteilung des Kreditportfolios dargestellt. Die Zuordnung erfolgte nach dem juristischen Sitzland 

des Kreditnehmers. Zum 31. Dezember 2015 konzentrierten sich die Ausleihungen des Kreditvolumens auf Deutsch-

land. 



 

Die in der nachfolgenden Tabelle „Bruttokreditvolumen nach Branchen“ dargestellte Branchenstruktur des Kreditport-

folios zeigt im Vergleich zum Vorjahr eine ähnlich breite Diversifikation des Kreditgeschäfts der Bausparkasse Schwä-

bisch Hall. Freie Liquidität wurde im Jahr 2015 im Wesentlichen dem Kundenkreditgeschäft zugeführt.  



 

Die Verteilung des Bruttokreditvolumens auf die Laufzeitbänder geht aus der unten stehenden Tabelle „Kreditvolumen 

nach Restlaufzeiten“ hervor. Die private Wohnungsbaufinanzierung weist grundsätzlich langfristige Ursprungslauf-

zeiten auf. Dies spiegelt sich bei der Bausparkasse Schwäbisch Hall größtenteils in langfristigen Restlaufzeiten wider. 

 

 



 

Finanzielle Vermögenswerte sind an jedem Abschlussstichtag daraufhin zu überprüfen, ob objektive Hinweise auf eine 

eingetretene Wertminderung bestehen.  

 

Wichtige objektive Hinweise auf Wertminderungen bei Fremdkapitalinstrumenten sind finanzielle Schwierigkeiten des 

Emittenten oder Schuldners, Ausfälle oder Verzug von Zins- und Tilgungszahlungen, die Nichteinhaltung von vertrag-

lichen Nebenabreden und der vertraglich vereinbarten Bereitstellung von Sicherheiten sowie erhebliche Herabstufungen 

des Ratings beziehungsweise Einstufung des Geschäftspartners in ein Ausfall-Rating. Bei Wertpapieren kann das Ver-

schwinden eines aktiven Markts für einen finanziellen Vermögenswert aufgrund von finanziellen Schwierigkeiten des 

Emittenten ein Hinweis auf einen Wertberichtigungsbedarf sein. Im Wertpapiergeschäft wurde keine Risikovorsorge gebil-

det. Die Forderungen werden unterschieden in signifikante und nicht signifikante Forderungen. 

 

Die Darstellung der Risikovorsorge bezieht sich im Folgenden ausschließlich auf „klassisches Kreditgeschäft“ (Retail-

Geschäft). In diesem werden bei Vorliegen von objektiven Hinweisen Einzelwertberichtigungen auf signifikante Forde-

rungen vorgenommen, bei denen tatsächlich Vertragsstörungen in Form von Verzögerungen von Zins- und Tilgungsleis-

tungen von mindestens 90 Tagen, eine Darlehenskündigung oder Tilgungsaussetzungen beziehungsweise -streckungen zu 

verzeichnen sind. Die Differenz zwischen dem Buchwert und der unter Anwendung des ursprünglichen Effektivzinssatzes 

diskontierten erwarteten Zahlungsreihe einschließlich gegebenenfalls vorhandener Guthaben unter Berücksichtigung der 

Verwertungskosten bildet den Wertberichtigungsbetrag. Das Retail-Geschäft wird, bis auf gesetzlich tolerierte Kleinkredite, 

durch die Schuldner regelmäßig dinglich besichert. Die erwarteten Verwertungserlöse der Sicherheiten werden als künftige 

Cashflows bei der Ermittlung der Einzelwertberichtigung berücksichtigt. Als Verwertungserlös wird der Fair Value der 

Sicherheit angesetzt. 

 

Sofern Hinweise auf eine Wertminderung gegeben sind, werden nicht signifikante Kredite einer pauschalierten Einzel-

wertberichtigung unterzogen. Der Wertberichtigungsbedarf wird unter Verwendung einer Quote der eingetretenen Ausfälle 

bezogen auf den Buchwert des Darlehens ermittelt. 

 

Signifikante und nicht signifikante Kredite ohne sichtbares Ausfallereignis werden einer Portfoliowertberichtigung gemäß 

IAS 39. AG87 ff. unterzogen. Durch die Nutzung von Verlustausfallquoten in Verbindung mit Ausfallwahrscheinlichkeiten 

und eines Korrekturfaktors werden bereits eingetretene, aber zwischen dem Eintritt und dem Bekanntwerden des Ausfall-

ereignisses noch nicht identifizierte Ausfallrisiken innerhalb der Kreditportfolien berücksichtigt. 

 

Nach den gleichen Grundsätzen, das heißt unter Verwendung von Verlustausfallquoten und Ausfallwahrscheinlichkeiten, 

wird für das außerbilanzielle Kreditgeschäft eine Risikovorsorge in Form einer Rückstellung ermittelt. 

 

Die Wertberichtigungen beziehungsweise Rückstellungen werden gemäß IAS 39.63 erfolgswirksam gebildet. Wird im 

Rahmen eines Werthaltigkeitstests festgestellt, dass eine zuvor erfolgswirksam erfasste Wertminderung nicht mehr besteht, 

so ist eine Wertaufholung vorzunehmen. Diese ist auf die fortgeführten Anschaffungskosten begrenzt, die sich ohne zwi-

schenzeitliche Wertberichtigung ergeben hätten. Bei uneinbringlichen Krediten erfolgt für den nicht wertberichtigten Teil 

eine Direktabschreibung. Steht für einen wertberichtigten finanziellen Vermögenswert der tatsächliche Ausfall fest, wird 

eine hierfür gebildete Risikovorsorge gegen den finanziellen Vermögenswert ausgebucht und als Inanspruchnahme ausge-

wiesen. 

Ein Geschäft gilt als „überfällig“, wenn Zahlungsrückstände in Form von nicht geleisteten Zins- und Tilgungszahlungen 

oder sonstigen Forderungen seit mehr als einem Tag bestehen.  

 

Das Kreditgeschäft im Retail-Geschäft stellt das Kerngeschäftsfeld der Bausparkasse dar. Zur Bonitätsermittlung wird ein 

automatisiertes Verhaltens-Scoring eingesetzt, das monatlich durchgeführt wird und je Kreditvertrag eine Bonitätsklasse 

ermittelt.  

 

Kreditverträge im Kundenbestand, die das Ausfallkriterium gemäß Artikel 178 CRR erfüllen (90-Tage-Verzug), werden 

der Bonitätsklasse 4a zugeordnet. Wird der Vertrag darüber hinaus wirksam gekündigt, erfolgt eine Kategorisierung in die 

Bonitätsklasse 4b. In beiden Fällen handelt es sich um Kreditverträge, die als „Non Performing Loans“ (kurz: NPL) gelten.  

 

 

 



 
Folgende Definition kann für die Begrifflichkeit „notleidend“ herangezogen werden: 

 

Ein Kreditnehmer wird als „notleidend“ (bzw. „ausgefallen“) eingestuft, wenn nicht zu erwarten ist, dass der Kredit-

nehmer seine Zahlungsverpflichtungen ohne Rückgriff auf Maßnahmen wie die Verwertung gegebenenfalls vorhande-

ner Sicherheiten vollständig erfüllt. Unabhängig davon werden Kreditnehmer als ausgefallen eingestuft, 

 

 wenn deren Forderungen seit mehr als 90 Tagen überfällig sind (Bonitätsklasse 4a), 

 

 wenn der Kredit seitens der Bausparkasse Schwäbisch Hall wirksam gekündigt wurde (Bonitätsklasse 4b), 

 

 bei denen eine Stundung oder Zahlungsvereinbarung vorhanden ist. 

Die Tabelle „Überfälliges und notleidendes Kreditvolumen nach Branchen“ zeigt die Verteilung des Kreditportfolios 

auf die einzelnen Bonitätsklassen. In den beiden nachfolgenden Tabellen werden die Buchwerte notleidender und 

überfälliger Kredite sowie die Stichtagsbestände der Einzelwertberichtigungen (pauschalierte Einzelwertberichtigung 

und Einzelwertberichtigung), der Portfoliowertberichtigungen und der Rückstellungen bzw. deren jeweilige Verände-

rungen sowie die Direktabschreibungen und die Eingänge auf abgeschriebene Forderungen im Jahr 2015 ausgewiesen. 

Die ausgewiesenen Nettoaufwendungen ergeben sich als Differenz zwischen Zuführungen und Auflösungen der Wert-

berichtigungen bzw. der Rückstellungen. Die Rückstellungen beziehen sich ausschließlich auf offene Zusagen. Insge-

samt spiegelt sich auch in der Darstellung der Risikovorsorge die Fokussierung der Bausparkasse Schwäbisch Hall auf 

das Retail-Geschäft wider. 

 

 

 
 

 
 

 



 



 

Ein weiteres zentrales Instrument zur Risikobegrenzung ist die Hereinnahme und Berücksichtigung banküblicher  

Sicherheiten. Dies sind im Kundenkreditgeschäft insbesondere Grundpfandrechte auf Wohnimmobilien. Grundlagen 

für die Bewertung eines Pfandobjekts sind das Bausparkassengesetz (BSpkG), die Allgemeinen Geschäftsgrundsätze 

(AGG) und die Allgemeinen Bedingungen für Bausparverträge (ABB). Zum 31.12.2015 sind im IRB-Mengengeschäft 

30.837 Mio. € von 36.329,8 Mio. € besichert, was einer Quote von ca. 84,9% entspricht. Verglichen mit dem Vorjahr 

ist der Anteil von besicherten Krediten zurückgegangen. Am 31.12.2014 waren von 31.301,2 Mio. € im Mengenge-

schäft im IRB 28.539,5 Mio. € besichert und damit 88,4 %. Im Standardansatz ist der Anteil an besicherten Krediten 

unverändert niedrig.   

 

Bei den Eigenanlagen wird hauptsächlich in Emissionen öffentlicher Emittenten, in Förderbanken der Bundesländer 

und in Pfandbriefe investiert. Aktuell sind 74 % der Wertpapiere gedeckt oder in den Bonitätsklassen 0a und 0b ange-

legt. 

 

Die beiden nachfolgenden Tabellen umfassen jenes Forderungsvolumen, das mit aufsichtsrechtlich anrechnungsfähi-

gen Sicherheiten unterlegt ist. Dabei wird eine Differenzierung nach dem Kreditrisiko-Standardansatz und den IRB-

Ansätzen vorgenommen. 

 

Die nachstehende Tabelle weist die Positionswerte nach KSA-Forderungsklassen aus, die durch finanzielle Sicherhei-

ten, Lebensversicherungen oder Gewährleistungen besichert sind. Die Kreditrisikominderung wird jeweils mit den 

aufsichtsrechtlich anrechenbaren Werten dargestellt. 

 

 



 

In der nachfolgenden Tabelle werden die Positionswerte nach IRBA-Forderungsklassen dargestellt, die durch finanzi-

elle Sicherheiten, Lebensversicherungen, sonstige IRBA-Sicherheiten (zum Beispiel Objektsicherheiten) oder Gewähr-

leistungen gedeckt sind. Die Kreditrisikominderung wird jeweils mit den aufsichtsrechtlich anrechenbaren Werten 

ausgewiesen. Für bestimmte IRBA-Forderungen der Bausparkasse Schwäbisch Hall fließen die zur Kreditrisikominde-

rung anerkannten grundpfandrechtlichen Sicherheiten beziehungsweise Objektsicherheiten über den Loss Given 

Default (LGD) in die Ermittlung der Eigenmittelanforderungen ein.  

 

 

 



 

 

Im Rahmen der CRR-/CRD-4 Umstellung wurde neben der risikogewichteten Kapitalquote die Verschuldungsquote 

(Leverage Ratio) als nicht risikogewichtete Kapitalquote festgelegt. Derzeit ist die Leverage Ratio in der Beobach-

tungphase und seit Jahresbeginn offenzulegen. Ab voraussichtlich 2018 soll eine verpflichtend einzuhaltende Mindest-

quote eingeführt werden. Ziel dieser Kennzahl ist es, der Verschuldung in der Bankenbranche einen Rahmen zu geben 

und so Risiken, welche dem Finanzsystem und der Wirtschaft schaden könnten, zu begrenzen. Die Risikopositions-

messgröße soll zum aufsichtsrechtlichen Kernkapital ins Verhältnis gesetzt werden. 

 

Durch die Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union vom 17. Januar 2015 der Europäischen Kommission 

ist der delegierte Rechtsakt zur Leverage Ratio vom 10. Oktober 2014 in Kraft getreten. Durch den delegierten Rechts-

akt ergaben sich wesentliche Änderungen in der Berechnung der Gesamtrisikoposition. Die Offenlegung erfolgt im 

Gegensatz zur COREP-Meldung auf Basis des delegierten Rechtsakts. 

 

 



 

 

 



 

 

 

 

 



 

Die Bausparkasse Schwäbisch Hall hat gemäß § 16 der Institutsvergütungsverordnung vom 16. Dezember 2013 Infor-

mationen zu Vergütungssystemen offenzulegen. Die Offenlegungspflichten der Bausparkasse als CRR-Institut richten 

sich ausschließlich nach Artikel 450 der CRR.  

 

Gemäß Artikel 450 Abs. 1 CRR hat die Bank für Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil der 

Bank auswirkt (Risk Taker), bestimmte quantitative und qualitative Informationen offenzulegen. 

 

Für das Geschäftsjahr 2015 wurden die Vorstände der Bausparkasse Schwäbisch Hall (Geschäftsleiter der Bausparkas-

se Schwäbisch Hall), die Geschäftsführer der Schwäbisch Hall Kreditservice GmbH sowie ausgewählte Führungskräf-

te der Bausparkasse Schwäbisch Hall sowie der Schwäbisch Hall Kreditservice GmbH als Risk Taker eingestuft. Die 

Vergütungssysteme der Geschäftsleiter und Risk Taker sind nachfolgend beschrieben.  

 

Die Vergütung des Vorstands der Bausparkasse Schwäbisch Hall setzt sich aus einem Grundgehalt, einem nicht ruhe-

gehaltsfähigen Grundgehalt und einem Bonus zusammen. Der Anteil der variablen Vergütung an der Gesamtvergütung 

beträgt max. 25 % (bei einer Zielerreichung von 100 %). 

 

Die Bandbreite der Zielerreichung liegt zwischen 0 % und 150 %. Die Zielerreichung zur Ermittlung der Höhe der 

variablen Vergütung setzt sich zu 70 % aus Unternehmenszielen, 10 % personalwirtschaftlichen Zielen und zu 20 % 

aus individuellen Zielen ‒ unter Berücksichtigung des Erfolgsbeitrags des Ressorts ‒ zusammen. Die Unternehmens-

ziele haben eine mehrjährige Bemessungsgrundlage und beinhalten die zentralen Ziele der Unternehmensstrategie. Die 

in der Vergütung berücksichtigten Parameter sind wichtige steuerungsrelevante Kennzahlen einer Bausparkasse. 

 

20 % des Bonus werden unmittelbar im Folgejahr, 20 % nach einer Vergütungssperrfrist („Retention“) von einem Jahr 

ausgezahlt. 60 % der Bonuszahlung werden über einen Zurückbehaltungszeitraum („Deferral“) von bis zu drei Jahren 

gestreckt und sind mit einer anschließenden Vergütungssperrfrist von je einem Jahr versehen. Dabei sind sämtliche für 

die verzögerte Auszahlung vorgesehenen Beträge an die Entwicklung des rechnerischen Aktienkurses der Bausparkas-

se gekoppelt. Negative Erfolgsbeiträge werden bei der Bonusfestsetzung sowie bei der Festsetzung der anteiligen 

Deferrals und am Ende der Vergütungssperrfrist berücksichtigt. Dies kann zu einem Abschmelzen bzw. zu einem Aus-

fall der variablen Vergütung führen. Die variable Vergütung ist während des Zurückbehaltungszeitraums nicht erdient. 

 

Verantwortlich für die Festlegung des Vergütungssystems der Vorstände ist der Aufsichtsrat. Die Ausgestaltung der 

Vergütungssysteme erfolgte in Abstimmung mit dem DZ BANK Konzern, bei der Erstellung der Arbeitsverträge für 

Vorstände wirkte der Rechtsbereich mit. Die Angemessenheit der Vergütungssysteme wird durch den Vergütungskon-

trollausschuss des Aufsichtsrats überwacht. Im Jahr 2015 fanden zwei Sitzungen des Gremiums statt. Der Vergütungs-

kontrollausschuss setzt sich aus Vertretern der Anteilseigner sowie aus Arbeitnehmervertretern zusammen. 

 

Die Vergütung der Risk Taker setzt sich aus einem ruhegehaltsfähigen Grundgehalt, einer fixen, nicht ruhegehaltsfähi-

gen Vergütung und einer Zielerreichungsprämie zusammen. Der Anteil der variablen Vergütung an der Gesamtvergü-

tung beträgt max. 25 % (bei einer Zielerreichung von 100 %). 

 

Die Bandbreite der Zielerreichung liegt zwischen 0 % und 120 %. Die Zielerreichung zur Ermittlung der Höhe der 

variablen Vergütung setzt sich zu 90 % aus Unternehmenszielen, zu 5 % aus Zielen der Organisationseinheit und zu 

5 % aus individuellen Zielen zusammen. Bei den Geschäftsführern der Schwäbisch Hall Kreditservice GmbH ist die 

Zusammensetzung analog der Vorstände der Bausparkasse Schwäbisch Hall. Die Unternehmensziele beinhalten zentra-



 
le Größen der Geschäfts- und Risikostrategie. Die in der Vergütung berücksichtigten Parameter sind zugleich wichtige 

steuerungsrelevante Kennzahlen einer Bausparkasse. Durch die Berücksichtigung des RORAC, des Ergebnisses vor 

Steuern sowie des Spargeldeingangs erfolgt die Verknüpfung der Vergütung mit Ertrags- und Risikokennziffern sowie 

der Liquiditätssituation. Die Berücksichtigung der Entwicklung des Unternehmenswerts im Zielsystem bzw. bei der 

Ermittlung des Deferrals und der Retention sowie die Berücksichtigung des Spargeldeingangs (als Ergebnisgröße der 

Zukunft) ermöglichen eine Verknüpfung der Vergütung mit der nachhaltigen Wertentwicklung des Unternehmens. 

 

Regelungen zum Deferral, zur Retention und den Malus-Kriterien gelten analog zum System der Geschäftsleiter, so-

fern die aktuell gültige Freigrenze in Höhe von 50.000 € überschritten wird. 

 

Verantwortlich für die Festlegung des Vergütungssystems der Risk Taker unterhalb der Vorstandsebene ist der Vorstand. 

Die Ausgestaltung der Vergütungssysteme erfolgte unter Einbindung der Kontrolleinheiten (Personal, Interne Revision, 

Finanz- und Risikocontrolling, Compliance), des Vergütungsbeauftragten sowie in Abstimmung mit dem DZ BANK 

Konzern. Externe Berater wurden in Einzelfragen konsultiert, bei der Erstellung der Arbeitsverträge für Risk Taker 

wirkte der Rechtsbereich mit. Die Überprüfung der angemessenen Ausgestaltung obliegt dem Vergütungskontrollaus-

schuss. 



 

In diesem Abschnitt werden Informationen über die Höhe und Aufteilung der Vergütung offengelegt. Die Offenlegung 

bezieht sich auf Mitarbeiter der Bausparkasse Schwäbisch Hall sowie auf Mitarbeiter der Schwäbisch Hall Kreditser-

vice GmbH. Die Offenlegung erfolgt getrennt für Geschäftsleiter, Mitarbeiter in Marktbereichen sowie der Marktfolge.  

 



 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 


	SH_OLB_15_Titel
	2016-04-25_Offenlegungsbericht BSH AG 2015_V6_an BSH

